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Finanzminiſter Dr. Lentze begründet den neuen preußiſchen Etat.

Abgeordnetenhaus.
Sitzung vom 9. Hebruar 1915.

Haus und Tribüne ſind ſtark beſetzt. Zahlreiche Ab-
geordnete ſind in feldgrauer Uniform erſchienen. Am
Miniſtertiſch: Dr. Delbrück, Dr. Lentze, Beſeler,
v. Breitenbach, v. Schorlemer, Sydow, von
Loebell.

Präſident Graf SchwerinLöwitz eröffnete die Sitzung
und richtete an die Mitglieder eine Anſprache, in der es
heißt: Dreieinhalb Monate ſind vergangen, ſeitdem wir
uns am 22. Oktober hier zu einer Kriegstagung zuſammen
gefunden hatten. Unſere herrlichen Truppen haben ſich in
zwiſchen neuen, unvergänglichen Ruhm erworben. Mit un
vergleichlicher Tapferkeit und bewundernswerter Hartnäckig-
keit haben ſie die ſchwerzen Strapazen eines Winterfeld-
zuges ertragen. Sie haben dadurch nicht nur unſer Land
vor einem feindlichen Einbruch bewahrt, ſondern auch die
weitere Niederringung unſerer Feinde im Oſten und
Weſten und Norden ermöglicht. Der Krieg fordert unge-
heure Opfer von unſerem Volke. Wir dürfen uns nicht
darüber täuſchen, daß wir noch lange nicht am Ziele ſind.
Aber trotzdem hat ſich in unſerem ganzen Volke immer
mehr, immer feſter und immer tiefer der unbeugſame Wille
gefeſtigt, in dieſem Kriege, koſte es, was es wolle, durch
zuhalten bis zit einem vollen Siteg. Wir kämpfen um unſer
Daſein, um Sein oder Nichtſein, um unſere ganze wirt
ſchaftliche, kulturelle und nationale Zukunft. Und weil
wir dieſes wiſſen, erſcheint uns kein Opfer zu groß. Unſere
Verhandlungen werden, ſo hoffe ich, von dem einmütigen,
opferwilligen Geiſte des ganzen Volkes getragen ſein, von
dem einmütigen Willen, alle unſere Wünſche und partei
politiſchen Sonderintereſſen dem großen, gemeinſamen
Ziel, welches für alle gilt, unterzuordnen.

Darauf tritt das Haus in die Beratung der Tages-
ordnung ein.

Finanzminiſter Dr. Lentze
ergreift das Wort zu folgender Rede:

Als wir vor einem Jahre den Haushaltsplan für das
Jahr 1914 feſtſtellten, und uns bemühten, die Staatsein-
nahmen und Staatsausgaben zutreffend zu erfaſſen, da hat
Niemand von uns daran gedacht, daß die Vorausſetzungen,
von denen wir ausgegangen waren, ſobald ſich ändern und
die Verhältniſſe ganz andere werden würden. Wir hatten
geglaubt, auch fernerhin in friedlicher Entwickelung die wirt-
ſchaftliche, kulturelle und geiſtige Wohlfahrt unſeres Landes
fördern zu können und dementſprechend unſere Maßnahmen
getroffen und aufgebaut. Schon nach wenigen Monaten
mußten wir es erleben, daß Rußland, England und Frank-
reich uns gemeinſam überfielen, um uns zu vernichten und
dem gefährlichen Nebenbuhler im Jnternationalen Wettbe-
werbe einfürallemal den Garaus zu machen. Nie iſt ein
friedliches Volk ſchmählicher, überfallen worden, als das
unfrige, aber auch niemals haben ſich die überfallenden
Feinde ſo gründlich verrechnet, wie bei dieſem überfall.
Nicht Englands, Rußlands und Frankreichs Armeen befin-
den ſich als Sieger in unſerem Lande, ſondern unſere unver-
gleichlichen Truppen ſtehen nach Oſt und Weſt in Feindes-
land und haben ihm ſchon viele, wuchtige Schläge erteilt
und unſere Flotte hat dafür geſorgt, daß England einen
Angriff auf unſere Küſten bisher nicht gewagt hat. Der
ſechsmonatliche Krieg hat die Rollen ſo verteilt, daß die Ge
ſetze des Handelns viel mehr bei uns, als bei den Anzettlern
und Urhebern des Krieges liegen und es gibt Niemand in
unſerem Volke, der nicht felſenhaft davon durchdrungen
wäre, daß wir ſiegen wollen und auch ſiegen werden, ſo
große Opfer der Krieg von uns auch erfordert.

Auch der Staatshaushalt wird durch den Krieg in hohem
Maße in Mitleidenſchaft gezogen. Das Wirtſchaftsjahr 1913
konnte noch in friedlichen Verhältniſſen zu Ende gehen.
Seine Rechnung ſchloß dank den günſtigen Einnahmen aus
den Steuern, Bergwerken und Forſten, ſowie aus den Eiſen
bahnen noch mit einem überſchuß des Staatshaushalts von
24,6 Millionen und einer überweiſung an den Ausgleichs-
fonds der Eiſenbahnen von 91,3 Millionen Mark ab, ſodaß
eine außerordentliche Schuldentilgung von 24,6 Millionen
Mark vorgenommen werden konnte. An ähnlich günſtige
Ergebniſſe iſt im laufenden Wirtſchaftsjahre natürlich nicht
zu denken. Es leuchtet ohne weiteres ein, daß die Staats
einnahmen während eines Krieges bei weitem nicht die Höhe
erreichen können, die ſie im Frieden haben und die Staats
ausgaben andererſeits viel ſtärker wachſen wie vorher. Als
der Krieg ausbrach, ſchien das ganze Wirtſchaftsleben mit
einem Ruck überhaupt ſtillzuſtehen. Millionen von Arbeits-
kräften wurden zum Heere einberufen. Alle Geſchäfte mit
dem Auslande waren. abgeſchnitten. und hatten. aufgebört,

lind der deutſche Handel und die deutſche Jnduſtrie waren
faſt ausſchließlich auf den eigenen inneren Markt ange-
wieſen. Zugleich drohten ſich Kreditſchwierigkeiten der aller-
ſchlimmſten Art zu entwickeln, welche jedwede Unter-
nehmung zu lähmen und unmöglich zu machen im Stande
waren. Die Ausſicht auf eine Arbeitsloſigkeit von rieſigem
Umfange mit allen ihren Folgen von Not und Elend er-
ſchien als drohendes Geſpenſt am Horizont.

Zu unſerem Heile haben wir dieſe Kriſis glücklich über-
ſtanden. Durch eine Reihe von hochbedeutenden wirtſchaft
lichen Maßnahmen iſt es dem Bundesrate gelungen, das
Wirtſchaftsleben allmählich wieder in Gang zu bringen. Na
mentlich die Abſtandnahme von einem Moratorium und die
mit Hilfe der Reichsbank geſchaffenen genialen Kreditorgani-
ſationen, ferner die zahlreichen wirtſchaftlichen Maßnahmen
des Staates und der allſeitige gute Wille, und nicht zuletzt
die glänzenden Waffentaten unſerer Heere und unſerer
Marine haben durch die im ganzen Lande geſchaffene Zu
verſicht viel dazu beigetragen. Die Folgezeit hat gezeigt,
wie wichtig es war, daß trotz des von allen Seiten geäußer-
ten dringlichen Verlangens nach einem Moratorium von
allen kriegführenden Staaten allein in Deutſchland ein
ſolches nicht eingeführt worden iſt. Seine ſchädlichen Folgen
ſind uns dadurch erſpart geblieben und die Wege dafür offen-
gehalten, daß das Rechts und Wirtſchaftsleben ſich in den-
ſelben Bahnen weiter bewegen konnte, wie bisher und die
im Jnland einmal geknüpften Fäden nicht willkürlich wieder
zerriſſen wurden.

Die wirtſchaftlichen Maßnahmen der Staatsregierung
haben ſich ebenfalls bewährt. Trotzdem es ſehr nahe ge-
legen hätte, zur Verminderung der Staatsausgaben die im
Haushaltsplan oder ſonſt vorgeſehenen Bauten und An
ſchaffungen nicht auszuführen und bis zum Eintritt beſſerer
Zeiten hinauszuſchieben, hat die Staatsregierung dieſen
Weg nicht beſchritten. Sie hielt es für ſehr viel wichtiger,
durch große Staatsaufträge Arbeitsgelegenheit der ver-
ſchiedenſten Art zu ſchaffen und Handel und Wandel zu be
leben. Jnfolgedeſſen iſt weder bei den Eiſenbahnbauten
noch den Beſtellungen der Eiſenbahnen, noch bei den übrigen
Bauten aus Erſparnisgründen eine Verminderung oder ein
Stillſtand eingetreten und nur wo der Mangel an Arbeits
kräften es notwendig machte, iſt von der Ausführung abge-
ſehen worden. Dagegen ſind noch über dieſe Bauten hinaus
verſchiedene neue Unternehmungen in Angriff genommen,
um weitere Arbeitsgelegenheit zu ſchaffen Tatſächlich hat
denn auch dieſes Verfahren die Wiederingangſetzung des
Wirtſchaftslebens gefördert, da jedes beſchäftigte Gewerbe
auch andere Gewerbe belebte.
Auch der Krieg mit allen ſeinen Bedürfniſſen an Waffen,
Munition, Ernährung, Bekleidung, Fahrzeugen und zahl-
loſen anderen Gegenſtänden erwies ſich nicht lediglich als
ein Zerſtörer, ſondern als eine ſtarke Quelle neuer Arbeits-
gelegenheit und Beſchäftigung. Dank der Jntelligenz und
der wunderbaren Anpaſſungsfähigkeit der deutſchen Jn-
duſtrie und der deutſchen Kaufleute an völlig neue Verhält
niſſe haben wir es erreicht, daß faſt überall im Lande die
Beſchäftigung wieder eingekehrt und die Arbeitsloſigkeit von
Tag zu Tag zurückgegangen iſt. Zieht man hierzu in Be
tracht, daß unſere Landwirtſchaft ihre Ernte zu gutenPreiſen
abzuſetzen und mit ihrer Hilfe die mannigfachen Störungen
und Schwierigkeiten, welche durch die Wegnahme der Ar-
beitskräfte und Geſpanne und durch den Mangel an Benzin
und ſonſtigem Heizmaterial entſtanden waren, zu über
winden in der Lage war, ſo kann man mit Fug und Recht
ſagen, daß uns der Krieg in wirtſchaftlicher Hinſicht noch
keine zu großen Wunden geſchlagen hat, und unſere Volks-
wirtſchaft durchaus im Stande iſt, den gegenwärtigen Zu
ſtand noch lange zu ertragen. Arbeit und Verdienſt iſt durch
weg vorhanden und dazu kommt noch der große Vorzug, daß
alles Geld, was eingenommen und verdient wird, nicht in
das Ausland fließt, ſondern in unſerem Lande verbleibt. Das
iſt ſogar noch eine große Lichtſeite dabei.

Bei Beginn des Krieges hatten wir eine ſo günſtige wirk
ſchaftliche Entwickelung nicht erwartet und deshalb die Rück-
twwirkung auf den Staatshaushalt glücklicherweiſe überſchätzt;
immerhin iſt ſie nicht unbeträchtlich.

Jn erſter Linie ſtehen hierbei die Erträgniſſe aus den
Staatseiſenbahnen. Während die Staatseiſenbahnen im
Frieden lediglich dem Verkehr und der Vermittelung des
Güteraustauſches dienen und wirtſchaftliche Aufgaben haben,
ſind ſie im Kriege ein gewaltiges und wichtiges Jnſtrument
der Kriegführung ſelbſt. Die wirtſchaftlichen Aufgaben
kommen da erſt in zweiter Linie. Was unſere Eiſenbahnen
in den Auguſttagen für den Aufmarſch unſerer Armeen und
ſpäter für die Verſorgung und Verſchiebung unſerer Truppen
geleiſtet haben und noch leiſten, ſteht ſo einzigartig da, und
iſt ſo über jedes Lob erhaben, daß es für immer ein Ruhmes
blatt unſerer Eiſenbahnverwaltung ſein wird. An den
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Leiſtungen unſerer Eiſenbahnen im Kriege hat noch Nie-
mand etwas ausgeſetzt; vom leitenden Miniſter bis zum
letzten Beamten und Arbeiter hat ſich jeder ſeiner Aufgabe
gewachſen gezeigt und dieſes Hohe Haus, das neben der
Eiſenbahn und der Finanzverwaltung an der Entwickelung
der Staatseiſenbahnen ſeinen vollen Anteil hat, wird ſicher-
lich mit Stolz auf dieſe Ruhmesepoche unſerer Eiſenbahnen
blicken. Erfreulicherweiſe ſcheint nach dem letzten Abſchluß
vom Dezember der Einnahmeausfall auch garnicht ſo groß
werden zu ſollen, wie es nach Kriegsausbruch den Anſchein
hatte. Die Einnahmen aus dem Güterverkehr ſind im De
zember ſogar ſchon wieder auf 95 Prozent der vorjährigen
Einnahme geſtiegen und wenn auch der Perſonenverkehr
naturgemäß etwas geringer ſein muß, ſo iſt die Entwickelung
des Verkehrs doch ein beredtes Zeichen dafür, in wie ſtarkem
Maße unſer Wirtſchaftsleben wieder pulſiert und im Auf-
blühen begriffen iſt.

Wir haben daher alle Ausſicht, daß trotz der Ausfälle der
erſten Kriegsmonate und des unvermeidbaren Anſteigens
des Betriebscoeffizienten, die Mindererträgniſſe der Eiſen-
bahnen ſich in noch erträglicher Höhe halten werden. Zu
ihrer Deckung hat nach der geſetzlichen Vorſchrift zunächſt
der Ausgleichsfonds zu dienen und erſt wenn der nicht aus
reicht, fallen ſie der Geſamtrechnung zur Laſt. Augenblick-
lich iſt es noch völlig ungewiß, ob unſer Ausgleichsfonds mit
ſeinem Beſtande von 333 Millionen Mark von den Minder-
etträgen aufgezehrt oder gar überſtiegen wird, das wird die
Rechnung erſt ſpäter ergeben. So viel ſteht aber ſchon feſt,
daß er unter allen Umſtänden dem Staatshaushalt eine
weſentliche Stütze bietet und ihn vor ſchweren Fehlbeträgen
Daher Seine Anſammlung hat ſich daher glänzend be-
twährt.

Auch die Einnahmen aus den direkten und indirekten
Steuern ſind nicht unweſentlich infolge des
Krieges zurückgegangen. Die Erträgniſſe der in-
direkten Steuern hatten wegen des Darnieder-
liegens des Grundſtücksmarktes in den großen Städten ſchon
ſeit Jahren eine fallende Tendenz und haben dieſe auch im
laufenden Jahre in verſtärktem Umfange beibehalten. Bei
den direkten Steuern hingegen befanden ſich bisher die Ein
nahmen in einem ſtändigen erfreulichen Aufſteigen. Na-
mentlich die letzte Veranlagung unter der Vergünſtigung
des Generalpardons ergab ein noch höheres Steuerſoll, als
es der Voranſchlag vorgeſehen hatte. Dieſe Ausſichten hat
der Krieg vereitelt. Denn abgeſehen von vermehrten Er
mäßigungen und Ausfällen an Steuern, namentlich in den
von dem Krieg betroffenen Landesteilen, erlitten die Ein-
nahmen dadurch allgemein eineEinbuße, daß nach geſetzlicher
Vorſchrift das Militäreinkommen der Kriegsteilnehmer vom
1. Auguſt 1914 ab unverſteuert bleiben muß, und bei den
dem Beurlaubtenſtande angehörigen Steuerpflichtigen mit
einem Einkommen bis zu 3000 Mark die veranlagte Ein
kommenſteuer Außerhebung zu ſetzen iſt. Es iſt daher mit
einem Minderertrage der direkten und indirekten Steuern
zu rechnen.

Ahnlich liegen die Verhältniſſe bei der Bergverwaltung.
Die Hoffnung auf eine ſtarke Prdouktion mit günſtigen Ab-
ſatzpreiſen konnte ſich leider nicht verwirklichen, da die
Förderung zurückgegangen und ein großer Teil der Arbeiter
und des Perſonals zu den Fahnen einberufen worden iſt,
auch die Militärtransporte häufiger dem Abſatz hinderlich
waren. Die Folge iſt natürlich ein erheblich geringerer Er
trag. Da ferner eine volle Klaſſenlotterie nicht zur Aus-
ſpielung gelangt iſt und die Ausgaben an manchen Stellen
geſtiegen ſind, iſt für das Jahr 1914 ein Fehlbetrag der
Rechnung unvermeipdlich. Wie hoch dieſer ſein wird, läßt ſich
allerdings noch nicht überſehen. Soweit man es heute be-
urteilen kann, wird er jedoch nicht über die Fehlbeträge
hinausgehen, die wir ſonſt auch in wirtſchaftlich weniger
günſtigen Friedensjahren gehabt haben, gewiß ein glänzen-
des Zeugnis für unſere wirtſchaftliche Lage und die Ge
ſundheit der preußiſchen Staatsfinanzen.

Nach Lage der Verhältniſſe iſt die Aufſtellung des Haus
haltsplan für das kommende Jahr ganz beſonders ſchwierig.
Es laſſen ſich weder die Einnahmen, noch die Ausgaben auch
nur einigermaßen richtig vorausſehen. Wir wiſſen nicht,
welche Ausgaben uns bevorſtehen, wie unſere Einnahme-
quellen fließen, ob unſere Betriebe ausreichend beſchäftigt
ſind und welche Unkoſten ſie haben werden. Die vorange
gangenen Jahre laſſen gar keinen Schluß zu und der An-
halt, den ſonſt der dreijährige Durchſchnitt bietet, verſagt
vollſtändig. Lediglich die Verwaltungsausgaben, welche zu
r gert geſetzlicher n arirtht beruhen, ſtehen
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ſtellen, als vb bek dem Beginn des Wirtſchaftsfahres 1915
der Frieden wieder eingezogen ſei. Auf dieſer Grund
lage kommen wir wenigſtens zu einem Voranſchlage. So
wohl in der Einnahme, wie in der Ausgabe können wir
uns an den vorjährigen Anſchlag anlehnen und ſeine Sätze
übernehmen, ſoweit nicht ſchon jetzt feſtſteht, daß ſie andere
ſein werden. Wir behalten dabei den Spielraum, dem
Ernſt der Zeit in ausgiebiger Weiſe Rechnung zu tragen
und wo es geht, eine erhöhte Sparſamkeit eintreten zu
laſſen. Dementſprechend iſt verfahren worden.

Da der gedruckte Vorbericht zum Etat alles Wiſſenswerte
enthält, will ich Sie mit Einzelheiten nicht aufhalten. Nur
ſo viel muß ich betonen, daß alle bekannten Minderein
nahmen und Mehrausgaben berückſichtigt ſind und der Etat
durch ſtarke Abſtriche bei den andern Ausgaben, nicht aber
durch eine Defizitanleihe ins Gleichgewicht gebracht iſt.

Jn das Etatsgeſetz iſt hinſichtlich der Geldbeſchaffung
dieſelbe Beſtimmung aufgenommen, wie in den Nachtrags
etat vom Oktober, daß die Staatsregierung ermächtigt ſein
ſoll, Schatzanweiſungen bis auf die Höhe von 114 Millionen
Mark auszugeben. Die Gründe ſind weſentlich dieſelben
wie im Oktober.

Abgeſehen von der Notkendigkeit, für etwaige Fehlbe-
träge im Staatshaushalt die vorläufigen Deckungsmittel zu
beſitzen, muß der Staat nach wie vor über bereite Mittel
verfügen, um alle die Aktionen, welche aus Anlaß des
Krieges teils ſchon eingeleitet ſind, teils ſich noch als not
wendig herausſtellen werden, weiter durchzuführen, oder
neu aufnehmen zu können.

Beträchtliche Ausgaben waren bisher für Oſtpreußen
und die vom Kriege betroffenen Kreiſe von Weſtpreußen er
forderlich und ganz erheblich höhere werden noch nachfolgen.
Das Reich muß dieſe Koſten zwar ſpäter erſtatten. der Staat
muß ſie aber zunächſt vorlegen. An einen Wiederaufbau
der Provinz Oſtpreußen und der weſtpreußiſchen Kreiſe iſt
zurzeit noch nicht zu denken. Solange der Krieg noch
nicht beendet iſt, müſſen ſich die Maßnahmen auf die Ab
ſtellung der derzeitigen Not beſchränken. In dieſer Hinſicht
iſt ſchon vieles geſchehen. Die Flüchtlinge ſind, ſoweit ſie
nicht über genügende eigene Mittel verfügen, in den ver
ſchiedenſten Provinzen und in Mecklenburg auf Staatskoſten
untergebracht. Der Verſchleuderung und dem Untergange
ihres wertvollen Viehs iſt unter Verwendung von Staats-
mitteln mit Hilfe der Landwirtſchaftskammer nach Mög-
lichkeit vorgebeugt.
Jrn allen vom Kriege betroffenen Kreiſen ſind die
Kriegshilfsausſchüſſe an der Arbeit, nach einheitlichen, vom
Staatsminiſterium feſtgeſtellten Grundſätzen den an Hab
und Gut entſtandenen Schaden zu ermitteln und den Be-
troffenen darauf aus Staatsmitteln Vorentſchädigungeh zu
gewähren, welche die Fortführung des Haushalts, des land
wirtſchaftlichen oder gewerblichen Betriebes und die Be
ſchaffung der hierzu erforderlichen Geräte und Zubehörſtücke
ermöglichen. Die unter weſentlicher Beteiligung des Staates
gegründete Kriegskreditbank für Oſtpreußen hat ihre Tätig-
keit aufgenommen, um die durch den Krieg herbeigeführten
Kreditſchwierigkeiten der Kaufleute und Gewerbetreibenden
zu lindern. Der Landwirtſchaftskammer iſt ein Kredit aus
Staatsmitteln eingeräumt worden, mit deſſen Hilfe Pferde
und Zugochſen in größerer Zahl für die Feldbeſtellung
angekauft werden konnten. Den durch den Einfall der
Ruſſen leiſtungsunfähig gewordenen Kommunalverbänden,
Gutsbezirken und Kirchengemeinden iſt zur Erfüllung ihrer
Verbindlichkeiten eine ſtaatliche Unterſtützung gewährt.
Kurz, überall. wo es nottat, hat der Staat eingegriffen,
um den ſchwerbetroffenen Kreiſen des Oſtens zu helfen. Die
Hauptaufwendungen kommen aber erſt nach dem Friedens
ſchluß.

Auch zu Gunſten der Gemeinden Und Gemeindeverbände
muß etwas unternommen werden.

Es iſt dem Hohen Hauſe bekannt, daß das Reich einen
hohen Betrag zur Verfügung geſtellt hat, um Gemeinden
und Gemeindeverbänden zur Erleichterung ihrer Ausgaben
für Kriegswohlfahrtszwecke Beihilfen zu gewähren. An
dieſer Aktion will ſich Preußen vari paſſu in der Form von
Zuſchlägen beteiligen. Es iſt nicht zu verkennen, daß viele
Gemeinden und Gemeindeverbände durch die in äußerſt
dankenswerter Weiſe von ihnen gemachten Aufwendungen
für die Kriegswohlfahrtspflege nicht nur Hervorragendes
geleiſtet haben, ſondern auch ſchwer belaſtet ſind. Es ent-
ſpricht dem öffentlichen Jntereſſe, daß der Staat einen Teil
dieſer Laſten übernimmt. Das Staatsminiſterium hat da
her beſchloſſen, den Gemeinden und Gemeindeverbänden,
welche vom Reich eine Beihilfe erhalten, eine ſolche in gleicher
Höhe aus Staatsmitteln zu gewähren. Die alsdann von
zwei Seiten zufließenden Beihilfen werden den Gemeinden
und Gemeindeverbänden eine weſentliche Erleichterung
bringen. Ein Geſetzentwurf, welcher zu dieſem Zwecke
bis zu 110 Millionen Mark anfordert, wird Sie ja noch
heute beſchäftigen.
Die wichtigſte Aufgabe, welche der Reichsleitung und

der Staatsregierung obliegt, iſt die Sicherſtellung der Er
nährung unſeres Volkes. Da England jedwede überſee-
iſche Nahrungsmittelzufuhr abgeſperrt hat, iſt Deutſchland
darauf angewieſen, für die Dauer des Krieges ſich aus der
eigenen Ernte und den im Lande gezogenen und vorhan-
denen Lebensmitteln zu ernähren. Zu unſerem Glück iſt
unſere deutſche Landwirtſchaft unter dem Schutze der ſeit
Jahren befolgten Wirtſchaftspolitik ſo leiſtungsfähig ge
worden, daß ſie durchaus im Stande iſt, unſer Land mit
Brot und Fleiſch zu verſorgen. Es ſind nur Vorſichtsmaß-
regeln erforderlich, welche die richtige Verwendung der vor
handenen Vorräte und die Erzielung einer auskömmlichen
Ernte in den folgenden Jahren ſicherſtellen. Wenn haus
hälteriſch gewirtſchaftet wird, kommen wir mit dem vor-
handenen Getreide bis zur nächſten Ernte aus. Für die
Menſchen iſt hinreichendes Brotgetreide vorhanden, dagegen
müſſen die großen Viehbeſtände, namentlich an Schweinen,
vermindert werden, da Kraftfuttermittel für ſie fehlen und
ſie neben den Menſchen nicht auch noch mit Brotgetreide
als Kraftfutter verſorgt werden können. Zur Erreichung
dieſes Zieles ſind vom Bundesrat eine ganze Reihe von
hochbedeutſamen Beſtimmungen und Verordnungen erlaſſen
worden, die Jhnen Allen ja bekannt ſind und die ich nicht
näher aufzuführen brauche. Außerdem ſind aus Staats
mitteln verſchiedene wirtſchaftliche Unternehmungen unter
ſtützt und ins Leben gerufen, welche denſelben Zwecken
dienen. So ſind zur Förderung der Kartoffeltrocknung und
für Motorpflüge reichliche Mittel verwendet und zur Ver
fügung geſtellt. Außerdem werden mehrere Ehemiſche
Fabriken größere Staatsdarlehen erhalten, um ſie in den
Stand zu ſetzen, als Erſatz für den uns abgeſperrten Chili
ſalpeter die für die nächſtjährigen Ernten unentbehrlichen
künſtlichen Düngemittel anderweit her zuſtellen

zur Verfügung geſtellt werden.

Damit ferner die Verminderung der Schweinebeſtände
in volkswirtſchaftlich richtiger Weiſe erfolgt und der plötz-
liche Überfluß nicht vergeudet wird, ſondern dem Lande zu
Gute kommt, iſt es den Städten vom Bundesrat zur Pflicht
gemacht. Schweinefleiſchdauerware in größeren Mengen
herzuſtellen oder anzukaufen. Um ihnen dieſe Aufgabe zu
erleichtern, iſt ihnen auf Veranlaſſung des Herrn Land
wirtſchaftsminiſters ein Staatskredit eröffnet worden, mit
deſſen Hülfe ſie die erforderlichen Ausgaben zu beſtreiten
vermögen. Der Ankauf von Schweinen muß bis zum 1. April
erfolgt ſein und darf nur zu dem Zwecke geſchehen, die an
gekauften Schweine zu Dauerware zu verarbeiten. Der
Staatskredit wird in der Form von Wechſeln hingegeben,
welche die Seehandlung akzeptiert und von den Regierungs
hauptkaſſen bei der Reichsbank diskontiert werden.

Das weitaus bedeutendſte Unternehmen iſt die Grün-
dung und Beteiligung des Staats an der Kriegsgetreide-
Geſellſchaft. Schon ſeit vielen Wochen erſchien es der
Staatsregierung angeſichts des ſorgloſen Verbrauchs von
Brotgetreide im ganzen Lande notwendig, ſich in den Beſitz
eines großen Teils der vorhandenen Getreidevorräte zu
ſetzen, um dadurch die Ernährung des Volkes in den letzten
3 Monaten vor der neuen Ernte zu ſichern. Auf Veran-
laſſung der Staatsregierung iſt daher eine gemeinnützige
G. m. b. H. vom Staat, vielen deutſchen Städten und mehre-
ren größeren Arbeitgebern gegründet worden, um dies
durchzuführen. Die für dieſes Unternehmen gewählte kauf
männiſche Form erſchien unentbehrlich, weil ſie vermöge
ihrer Anpaſſungsfähigkeit und Elaſtizität ſich für ſolche Ge
ſchäfte viel mehr eignet, wie die weit ſchwerfälligere bureau
kratiſche Verwaltung, und die dadurch ermöglichte Kredit
gewährung durch die Preußiſche Zentral-Genoſſenſchafts-
kaſſe mit Hilfe der Darlehnskaſſe und der Reichsbank ſich
in weit zweckmäßigerer und wirtſchaftlicherer Weiſe ab-
ſpielen kann als wenn beſondere ſtaatliche Fonds hierfür

Noch bevor die Kriegs
getreide- Geſellſchaft nach Außen hin ihre Tätigkeit auf
nehmen konnte, gewann der Bundesrat die überzeugung, daß
ohne eine ſofortige Beſchlagnahme der geſamten deutſchen
Getreidevorräte nicht mehr auszukommen war. Sie wurde
daher vom Bundesrat angeordnet und ihre Durchführung
der Kriegsgetreide- Geſellſchaft im Verein mit einer Ver
teilungsſtelle. und den Kommunalverbänden übertragen.
Die ihr dabei zugewieſene Aufgabe, das geſamte deutſche
Brotgetreide aufzukaufen, zu lagern und zu vermahlen iſt
von ſo ungeheuren Dimenſionen und von ſolcher Schwierig-
keit, wie ſie bisher noch nicht in die Wirklichkeit überſetzt
worden iſt. Man ſtelle ſich nur vor, welche Mengen dabei
in Betracht kommen, von wie vielen Millionen von Men
ſchen Getreide und Mehl angekauft werden muß, welches
Riſiko damit verbunden iſt, welche Summe von Geſchäfts
kenntnis und Erfahrung das Getreide und Mehlgeſchäft
verlangt und was dazu gehört, alles das, worin ſich bisher
Tauſende von Perſonen geteilt haben, ohne lange Vorberei
tung und ohne ein Vorbild mit neuen und nicht eingearbei-
teten Kräften allein fertig zu bringen. Dieſe Aufgabe iſt
nur dann zu löſen, wenn alle bisher in der Brotverſorgung
tätigen Perſonen mitherangezogen werden und in allen
Kreiſen des Volks der gute Wille herrſcht, keine Schwierig-
keiten zu machen, ſondern dem vaterländiſchen Unternehmen
zu helfen, ſoweit es nur eben geht. Jch bin überzeugt, daß
dieſes auch geſchieht. England darf uns nicht aushungern
und dadurch zu einem ſchmählichen Frieden zwingen, den
ſeine Waffen nie erſtreiten können. Dieſes unverrückbare
Ziel muß einem Jeden im Lande über alle Unbequemlich-
keiten, Störungen und Härten hinwegbringen, die mit der
Getreidewegnahme und der plötzlichen monopolmäßigen
Brotverſorgung verbunden ſein werden. Es iſt viel zu hoch,
und zu wichtig, als daß nicht jeder Einzelne ſeine Wünſche
und Beſchwerden hintenan ſtellen müßte; hier handelt es
ſich, gerade wie in der Front, nicht um den Einzelnen, ſon
dern um das Vaterland. Was kommt es ſchließlich auf den
Einzelnen an, wenn nur das Vaterland unverſehrt aus
dem Kriege hervorgeht. Der ſchnöde Aushungerungsplan
ſoll und muß zuſchanden werden. Wir können
den Krieg durchführen und wollen ihn durch
führen. Wir haben Brotgetreide und Lebensmittel
genug, und da auch unſer Wirtſchaftsleben vorwärts geht
und gedeiht, und unſere herrlichen Truppen zu Waſſer und
zu Lande von unerſchütterlichem Mute und dem feſten
Willen zu ſiegen beſeelt ſind, ſo dürfen wir getroſt die Hoff-
nung hegen, daß wir unſere Feinde zu Boden ringen, ſo
viele ſie auch ſind, und ſo voll ſie den Mund auch nehmen.
Das alte Preußen und das Deutſche Reich gehen nicht unter
in dieſem Krieg, ſie bleiben was ſie waren: ein Hort der
Sitte und Kultur, der Pflichterfüllung und der treuenArbeit!
Feſter und unangreifbarer als je werden ſie aus dieſem
Kriege erſtehen und wenn dann, was ich beſtimmt erwarte,
auch im Jnnern die politiſchen Gegenſätze durch das ge
meinſam für das Vaterland vergoſſene Blut ihre Schärfe
verlieren, haben wir, trotz aller Rieſenverluſte an Gut und
Blut, noch einen unſchätzbaren Gewinn aus dieſem Kriege,
er wird uns dann ſogar zum Segen und es erfüllt ſich auch
an uns das alte Bibelwort: „Jhr gedachtet es böſe mit mir
zu machen, aber Gott gedachte es gut zu machen.“ (Allſeiti-
ger, ſtürmiſcher, wiederholter Beifall.)

Abg. Hirſch-Berlin (Soz.): Die ſozialdemokratiſche
Fraktion hält ihren grundſätzlich ablehnenden Stand-
punkt gegenüber der bisherigen Regierungspolitik auf-
recht; ſie verzichtet jedoch in dieſer ernſten Zeit in der erſten
Leſung des Etats auf Erörterungen parteipolemiſcher
Natur. Jhre vielfachen Wünſche und Beſchwerden wird ſie
im weiteren Verlaufe der Etatsberatung zur Sprache
bringen. Die ſozialdemokratiſche Fraktion gibt aber ſchon
heute dem Verlangen Ausdruck, daß die Regierung aus der
durch den Krieg geſchaffenen Situation die von den
breiteſten Volksmaſſen geforderten unumgänglichen inner-
politiſchen Folgerungen zieht. Wir fordern auf das Be
ſtimmteſte vor allem eine Umkehr der Regierung in ihrer
Politik gegenüber der Arbeiterklaſſe. Gegen die politiſche
Unterdrückung nationaler Minderheiten, wie ſie in der
Dänen und Polenpolitik ihren Ausdruck findet, erheben
wir nach wie vor ſchärfſten Widerſpruch. Die Grundlage
aller politiſchen Reformen aber muß die Einführung des
allgemeinen, gleichen, geheimen und
direkten Wahlrechts bilden. Am 22. Oktober v. J.
ſprachen wir die h den heißen Wunſch aus, daß
der entſetzliche Krieg ein daldiges Ende finden möge. Dieſe
Hoffnung hat ſich zu unſerer Trauer noch nicht erfüllt. Wir
hegen die Zuverſicht, daß die Friedensſtimmen in allen
kriegführenden Ländern von Tag zu Tag zahlreicher werden,
ſich bei den maßgebenden Stellen Geltung verſchaffen und
daß unter dem Einfluß des Friedenswillens, insbeſondere
der Arbeiterklaſſe aller Länder, ein baldiger geſicherter

Frieden zum „Heile des deutſchen Volkes und der geſamten
Menſchheit zuſtande kommen möge.

Abg. v. Heydebrand (Konſ.): Jm Auftrage der übrigen
Parteien des Hauſes habe ich zu erklären, daß auch wir
Wünſche und Beſchwerden zur Sprache zu bringen haben,
aber zu einer Zeit und am Orte, wo es nach unſerer Mei-
nung paſſend ſein wird. Aber dieſer Augenblick iſt zur Vor
bringung derartiger Klagen und Wünſche nicht geeignet.
Wo wir ſeit Monaten hier zum erſten Male uns zuſammen-
finden, wo wir einen Exiſtenzkrieg gegen uns entfeſſelt
ſehen, wie er überhaupt noch nicht da war, in einer ſolchen
Situation erwartet das preußiſche Volk, daß wir nicht
Klagen und Beſchwerden vorbringen, ſondern daß die preu-
ßiſche Volksvertretung zeigt, daß ſie dem großen Augen-
blick entſprechend handelt. (Lebhaftes Bravo.) Jn dieſem
Augenblick wollen wir von Ge ſchloſſenheit und
Einigkeit ſprechen und nicht davon, was der eine dem
anderen vorzuwerfen hat. Jn einer Zeit, wo tauſende von
unſeren Brüdern den Tod gefunden haben, da wollen wir
zeigen, daß wir bereit ſind, Opfer zu bringen. (Abg. Lieb-
knecht ruft: Sie haben nicht das Recht, im Namen des
Volkes zu ſprechen. Pfuirufe, ſowie Rufe „Ruhe, Lieb-
knecht!“) Es handelt ſich für uns darum, einen dauernden
Frieden zu erreichen. Die Aufgabe dieſer Stunde
iſt Pflichterfüllung und Opferwilligkeit,Kampf, Sieg und einiges Juſammenſiegen. (Brauſender,

lananhaltender Beifall.)
Auf Antrag des Abg. Pappenheim (Konſ.) wurde der

Etat ſowie der Geſetzentwurf betreffend Beihilfen zu Kriegs
wohlfahrtsausgaben an Gemeinden und Gemeindeverbände
ohne weitere Beſprechung der verſtärkten Budgetkommiſſion
überwieſen.

Damit war die erſte Beratung des Etats beendet.
Nächſte Sitzung, Montag, den 15. Februar, nachmittags

2 Uhr. Zweite Beratung des Etats.
Schluß 3 Uhr 30 Minuten.

X

Sitzung der Buögetkommiſſion.
W. T. B. Berlin, 9. Febr. Die verſtärkte Budgetkom-

miſſion des Abgeordnetenhauſes trat heute unmittelbar nach
der Plenarſitzung zuſammen. Zunächſt werde über die
Verteilung der Referate beſchloſſen. Die nächſte Sitzung
wurde auf Donnerstag 11 Uhr feſtgeſetzt. Erſter Gegen
ſtand der Beratung wird der Etat des Staatsminiſteriums
ſein. Hier ſollen die auf den Krieg bezüglichen allge-
meinen Fragen wirtſchaftlicher und politiſcher Natur ver
handelt werden. Die Berichterſtattung an die Preſſe über
die eben genannten Fragen ſoll nicht durch einzelne Abge
ordnete erfolgen, ſondern durch einen von der Budget
kommiſſion zu wählenden Unterausſchuß, der dieſen Bericht
feſtſtellt und zur Verbreitung in der Preſſe an Wolffs Tele
graphiſches Bureau abgibt. Vorſitzender dieſes Unteraus-
ſchuſſes iſt der Vorſitzende der Budgetkommiſſion, Abg,
Winckler (konſ.). Berichterſtatter Abg. Brütt (Rends:
burg, freikonſ.). Dem Unterausſchuß gehören ferner an
Abg. Herold (Ztr.), Hirſch-Eſſen (natlib.) und Lippmann
(freiſ. Vp.). Beim Etat des Staatsminiſteriums wird der
Entwurf eines Geſetzes über Beihilfen zu Kriegswohlfahrts-
ausgaben der Gemeinden und Gemeindeverbände mitbe-
raten werden.

Zur Ankündigung der Blochade
gegen England.

Die Frage der Benutzung neutraler Flaggen wird
in Amerika aktuell,

New-York, 9. Febr. Der Waſhingtoner Korreſpondent
der „Aſſociated Preß“ meldet: Obwohl die Regierung noch
keinen Bericht über die Benutzung der amerikaniſchen
Flagge durch die „Luſitanic“ erhalten hat, wird in amt-
lichen Kreiſen geäußert, daß eventuell eine Unterſuchung
des Falles erfolgen werde, und es wird als nicht unwahr
ſcheinlich erachtet, daß der Fall die Grundlage abgeben
könnte, um die ganze Frage der Benutzung neutraler
Flaggen durch Handelsſchiffe kriegführender Mächte aus
Anlaß der deutſchen Erklärung zu erörtern. Das amerika-
niſche Geſetz enthält keine Vorſchriften, die den Mißbrauch
der amerikaniſchen Flagge durch ausländiſche Schiffe ver
bietet. Es war jedoch durchweg üblich, daß die Regierung
die Konſulen anwies, ausführlich über ſolche Vorkommniſſe
zu berichten.

Die Engländer ſind ſehr beunruhigt.
London, 9. Febr. „Daily Expreß“ ſchreibt: Die An

weiſung betreffend die neutrale Flagge wird zweifellos die öf-
fentliche Meinung Englands ſehr beunruhigen. Seit wann
iſt der Union Jack eine Flagge, die furcht ſam nieder
geholt wird. Wir leugnen nicht, daß dies eine zuläſſige Kriegs-
liſt iſt, aber die Stellung Englands iſt zu einzigartig, als daß
wir ungünſtige Folgen einer derartigen Taktik befürchten, doch
haben wir ſoviel Zutrauen zur Admiralität und Flotte, daß wir
uns dieſer Entſcheidung beugen.

Eine däniſche Stimme verurteilt Englands
Vorgehen.

Kopenhagen 9. Februar. „Politiken“ ſchreibt in einem
Leitartikel: England behauptet, daß der Gebrauch einer neutralen
Flagge eine feſtſtehende Praxis als Kriegsliſt ſei. Man kann nicht
leugnen, daß in früheren Zeiten kriegführende Mächte gele-
gentlich dieſes Mittels nicht nur auf Handelsſchiffen, ſondern
ſogar auf Kriegsſchiffen angewendet haben, um dadurch der Ver-
folgung zu entgehen. Die Frage iſt aber, ob eine derartige Praxis
nicht ſo weit zurückliegt, daß man ſie als veraltet be-
trachten muß. Die Bedingungen ſowohl der Seefahrt als auch
des Seekrieges waren in verſchiedenen Zeiten ganz anders als jetzt.
Was im 17. und 18. Jahrhundert allenthalben als Kriegsliſt ge
golten hätte und damals keine üble Prägung zu haben brauchte,
kann im 20. Jahrhundert außerordentlich unheilvolle und zer
ſtörende Wirkung ausüben. Das Auswärtige Amt betont, daß der
Gebrauch einer neutralen Flagge keine andere Wirkung haben
kann, als daß der Feind gezwungen werde, vorkommende Schiffe
als neutral zu behandeln und Unterſuchungen anzuſsellen, bevor
die Beſchlagnahme ſtattfindet. Auch dieſe Auffaſſung hat ihre
Wurzeln nur in der Vergangenheit und harmo niſiert nicht
mehr mit der heutigen Kriegsführung. Bisher
ſchützte die neutrale Flagge die Schiffe des betreffenden Staates.
Wenn nun England das Recht behauptet, die neutrale Flagge ſich
zum Schutze ſeiner Handelsſchiffe anzueignen, ſo wird die Folge
ſein, daß es keine Grenze für die Unſicherheit und
Zerſtörung im Weltkriege mehr gibt, und die Ge
fahren der Handelsſchiffahrt ins Ungemeſſene wachſen Unglückliche
Verwechſelungen ſind dann unvermeidlich.

Woorwoae
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Rooſevelt für den Dreiverband.
Amſterdam, 9. Febr. Nach holländiſchen Blätter-

meldungen aus Amerika hat der frühere Präſident Rooſe
velt jetzt eine Broſchüre veröffentlicht unter dem Titel
„Warum Amerika ſich dem Dreiverband, an
ſchließen muß“. Er ermahnt darin die Vereinigten
Staaten, an der Seite der Feinde Deutſch
land s und Oeſterreich-Ungarns am Kriege r

(T.-U.

Bulgariens Bereitſchaft.
Zürich, 9. Febr. Nach einer Meldung des „Giornale

o'gtalia“ aus Sofia, haben die bulgariſchen Reſerviſten Weiſung

erhalten, ſich bereit zu halten. (T. U.
Japaniſche Forderungen an China?

Frankfurt a. M., 9. Febr. Die „Frankf. Ztg.“ meldet
aus Mailand: Nach einer Pekinger Depeſche des „Rußkoje!,
Slowo“ ſoll Japan an China folgende Forde-
rungen geſtellt haben:

Verlängerung der Abtretung von Dalny und Port Arthur
auf 99 Jahre, Terminverlängerung des Vertrages über die
ſüdmandſchuriſche Bahn, Handelsfreiheit für Japan in China,
das Recht des Jmmobilienerwerbes, Einſchluß der Südoſt
mandſchurei und Mongolei in Japan und Ausſchluß einer vor
behaltenen Jntereſſenzone, Terminloſe Konzeſſion der Schan
tungbahn und der Schantungbergwerke, Uebertragung der
JInſtruktion des chineſiſchen Heeres und der chineſiſchen Marine
durch japaniſche Offiziere, Ernennung japaniſcher Räte im
chineſiſchen Miniſterium der Finanzen, Unterricht und Verkehr
und Einführung der japaniſchen Sprache in chineſiſchen
Schulen, welche fremde Sprachen lehren.

Jn einer redaktionellen Bemerkung ſchreibt der „Ruß-
koje Slowo“ die Aufſtellung dieſer Liſten der unter
deutſchem Einfluß ſtehenden chineſiſchen Preſſe zu, ſonſt
würde ſie einer Protektoratserklärung Japans über China
gleichkommen. Die wahren Abſichten Japans in China
hätten anderen Charakter, nämlich die Ausnutzung des
politiſchen Augenblicks zur wirtſchaftlichen Entfaltung und
zur Uebernahme der deutſchen Erbſchaft in Schantung, wo
gegen Rußland nichts einzuwenden habe.

Ein japaniſcher Kreuzer auf ein Riff aufgelaufen.
W. T. B. Tokio, 9. Febr. Die japaniſche Admirali-

tät gibt bekannt, daß der japaniſche Panzerkreuzer
„Aſama“ an der Küſte von Mexiko auf ein Riffauf-
gelaufen iſt.

vom öſtlichen Kriegsſchauplatz.
Wiederaufnahme der deutſchen Offenſive gegen Warſchau?

London, 8. Februar. Nach den letzten hier vorliegenden
Depeſchen der Korreſpondenten großer Londoner Blätter in War-
ſchau ſoll deutſcherſeits ein neuer heftiger Vorſtoß gegen
die die Stadt Warſchau ſchützenden ruſſiſchen Stellungen unter-
nommen worden ſein. Der Kampf iſt augenblicklich im Gange,
man kann vom Weichbilde Warſchaus aus bei klarem Wetter und
günſtigem Winde deutlich den Donner der Kanpnen vernehmen.
Die ruſſiſchen Berichte ſchweigen ſich vorläufig noch über den
Stand der Kämpfe aus, doch werden fortwährend neue Truppen
aus den bei Warſchau liegenden Reſerven nach der Front geſandt.
Auffallend iſt die große Zahl von Kavallerie-Regimentern, die
Warſchau in weſtlicher Richtung durchziehen, während bisher dieſe
Waffe auf dem Gelände vor der Stadt nur ſehr beſchränkte Ver
wendung gefunden hatte. Der Kampf ſcheint ſich äußerſt blutig
zu geſtälten, denn bei Tag und Nacht werden immer neue Ver-
wundetentransporte in die bereits völlig überfüllten Lazarette
eingeliefert. Mehrfach ſind in den letzten Tagen deutſche Flieger
über Warſchau bemerkt worden, die ſich jedoch in ſehr großer
Höhe hielten und ſich darauf beſchränkten, Proklamationen in
ruſſiſcher und polniſcher Sprache herunterzuwerfen. (T. U.)

Ruſſenfeindliche Strömungen in Livland.
W. T. B. Petersburg, 9. Febr. Nach einer Meldung

der „Nowoje Wremja“ wurden in Smilten in Livland
regierungs feindliche Proklamationen verbreitet.

Oeſterreichs Krieg.
Der öſterreichiſche Generalſtabsbericht.

Wien, 9. Febr. Amtlich wird verlautbart 9. Februar,
mittags: Jn Polen und Weſtgalizien keineAenderung: Geſchützkampf. Jm Waldgebirge gelang
es geſtern nachmittag den verbündeten Truppen, einen von
den Ruſſen hartnäckig verteidigten Ort
nördlich des Sattels von Veloves nach mehrtägigen
Kämpfen zu nehmen. Zahlreiche Gefangene wurden
gemacht, viele Munition und Kriegsmaterial erbeutet. An
der übrigen Karpathenfront heftigeKämpfe. Jm weſtlichen Abſchnitt ſcheiterten mehrere
ruſſiſche Angriffe, wobei 340 Gefangene und 3 Maſchinen-
gewehre in unſere Hände fielen. Die Vorrückung in der
Bukowina ſchreitet fort. Wama wurde von uns beſetzt.

Der Stellvertreter des Chefs des Generalſtabes
v. Höfer, Feldmarſchalleutnant.

Ein neuer Völkerrechtsbruch der Ruſſen.
W. T. B. Wien, 9. Febr. Die „Neue Freie Preſſe“

veröffentlicht eine Meldung des Blattes „Wiadomoszy
Polzkie“ von einem neuen eklatanten Völkerrechtsbruch, den
ſich die Ruſſen zuſchulden kommen ließen. Die Ruſſen
haben in den von ihnen beſetzten ſüdweſtlichen Teil Ga
liziens eine ſyſtematiſch'e Rekrutierung durch
geführt. Die Aushebung fand am 2. Dezember ſtatt. Noch
früher ordneten die Ruſſen die Rekrutierung in den Be-
zirken Stanislau, Borodczany, Nadworna und anderen
Bezirken an. Der Korreſpondent des „Wiadomoszy
Polskie“ hatte eine Unterredung mit den ruſſiſchen Ge
fangenen und fand unter dieſen einen öſterreichiſchen
Ruthenen aus Brody. Es ſtellte ſich heraus, daß dieſer
ſchon zu Anfang der ruſſiſchen Jnvaſion bei
der von Rußland in Galizien angeordneten Rekrutierung
ausgemuſtert, ausgebildet und dann auf den galiziſchen
Kampfplatz entſandt wurde.

Von jenſeits des Kanals.
Die engliſchen Hotelangeſtellten gegen die Freilaſſung

internierter feindlicher Untertanen.,
W. T. B. Liverpool, 9. Febr. Hier hat eine Ver-

jammlung engliſcher Hotel und Reſtaurantangeſtellter
attoefunden, in der eine Reſolution angenommen wurde,

energiſch gegen die Abſicht des Miniſteriums des Jnnern
zu proteſtieren, internierte Untertanen feindlicher Staaten
freizulaſſen, um den Hotels zu Dienſtperſonal zu helfen.
Man will an das Publikum appellieren, ſich nicht von
feindlichen Kellnern bedienen zu laſſen.

Die Kämpfe in den Kolonien.
Der Kampf der Engländer in ihren Kolonien.

W. T. B. London, 9. Febr. (Reuter.) Der Kommiſſar
des Som'alilandes berichtet über weitere erfolgreiche
Operationen gegen die Derwiſche in Aintal. Nach den
Operationen am 30. November 1914 kehrten die Derwiſche
von Schimber Berris zurück und begannen, die Befeſti-
gungen wiederherzuſtellen und befreundete Stämme zu
überfallen. Die Plätze wurden daher wiederum am 3. und
4. Februar durch kombinierte Truppen (Jnder und Kamel-
polizei) angegriffen. Die Derwiſche wurden nach ver
zweifeltem Widerſtande aus den Befeſtigungen und Höhlen
herausgetrieben; ſie ließeh in den Höhlen 34 Tote, darunter
beide Häuptlinge zurück. Alle Befeſtigungen wurden ge
ſprengt und zerſtört. Der Bezirk iſt jetzt völlig von Der
wiſchen geräumt.

Ausland.
Die Haltung der Franzoſen gegen Amerika

Genf, 8. Febr. Die eigentümliche Haltung der Fran-
zoſen gegenüber den Amerikanern, die ihnen Waffen und
Munition liefern, ergibt ſich aus einem Aufruf der
franzöſiſchen Handelskammer von Montreal an die fran
zöſtſchen Konſumenten: Lebensmittel und andere Produkte
ſowie Rohmaterialien in Kanada und nicht aus den Ver-
einigten Staaten zu beziehen, da erſteres ein wahrer Ver-
bündeter ſei, während Amerika als neutrales Land in den
Prüfungen der gegenwärtigen Zeit nur eine Gelegenheit
ſuche, Geſchäfte zu machen. (T. U.)

Eine neue Verhaftung im „Fall Desclaud“.
W. T. B. Paris, 9. Febr. Der Soldat des Verwal-

tungsdienſtes Doziat, der als Transportführer Desclaud
unterſtellt war, iſt unter der Beſchuldigung der Mittäter-
ſchaft verhaßtet worden.

Abänderung der türkiſchen Verfaſſung
Konſtantinopel, 9. Febr. Der Senat beriet geſtern in Gegen

wart des Thronfolgers, der hervorragendſten Mitglieder des
Kabinetts, vieler Abgeordneter der Kammer und eines zahlreichen
Publikums über Geſetzentwürfe betreffend Abänderung des Ver
faſſungsgeſetzes, wodurch die Vorrechte der Krone wieder
geſtärkt und gewiſſe Rechte, die den geſetzgebenden Körper-
ſchaften bei der Verfaſſungsänderung im Jahre 1909 gegeben
wurden, zurückgenommen werden ſollen. Ahmed Riza Bey
bekämpfte den Geſetzentwurf, da nach ſeiner Meinung für eine
Abänderung der Verfaſſung weder eine Notwendigkeit noch ein
Anlaß vorläge. Nach kurzer Debatte wurde der Geſetzentwurf
mit 43 gegen 3 Stimmen bei einer Stimmenthaltung an-
genommen.

Kleine Nachrichten.
Krüppelfürſorge.

Jn Gegenwart der Kaiſerin trat am Montag im
Reichstagsgebäude zu Berlin die Deutſche Vereini-
gung für Krüppelfürſorge zuſammen. Zunächſt
nahm als Vorſitzender der Vereinigung Wirkl. Geh. Ober
medizinalrat Dr. Dietrich das Wort, um mit einem
Dank an die Kaiſerin die Tagung zu eröffnen. Man ſei
jetzt auf dem Wege, daß der Krüppel nicht mehr ein Gegen
ſtand des Mitleids, ſondern hinfort ein vollwertiges Mit-
glied der menſchlichen Geſellſchaft ſein werde. Nunmehr
wies Prof. Dr. Bieſalski, einer der Führer auf dem
Gebiete der praktiſchen Krüppelfürſorge zunächſt auf die
großen Fortſchritte hin, die die ärztliche Kunſt auch auf
dem Gebiet gemacht habe, die verletzten Gliedmaßen, ſoweit
wie irgend möglich, wieder zu normalem Gebrauch fähig
zu machen. Und dann führte er aus dem Oskar und
HeleneHeim zwei Kinder und vier Soldaten vor, die die
Richtigkeit deſſen bewieſen, was der Arzt ausgeführt hatte.
Geradezu Senſation erregte ein Schloſſer, der mit
ſeinem künſtlichen Unterarm den Hammer
ſchwang daß der Saal erdröhnte, und dann mit der
Feile arbeitete. So durfte man Bieſalski glauben, als er
ausrief: „Wir dürfen all unſeren braven Soldaten die
frohe Botſchaft verkünden, daß es kein Krüppeltum
mehr gibt, wenn nur der eiſerne Wille vorhanden iſt.“

Im Namen der Heeresverwaltung ſprachen Oberſtabs-
arzt Dr. Schwiening und Generalarzt Schultze die
beide die Verſicherung abgaben, daß alles von der Kriegs-
verwaltung aus für die ſchwerverletzten Soldaten geſchehen
werde, um ſie wieder tüchtig zu machen. Miniſterialdirektor
Prof. Dr. Kirchner führte dann eingehend die ethiſchen
Pflichten aus, die die Geſamtheit gegen den ſchwer verletzt
heimkehrenden Krieger habe. Jn vorderſter Reihe ſtehe die
Pflicht, die verkrüppelten Männer nicht zu tatenloſen Pen
ſionären zu machen, ſondern ihnen die Freude an der
Arbeit wiederzugeben: es komme hinzu daß en ach dieſem
furchtbaren Krieg jeder Arbeiter und jede
Leiſtung gebraucht werden.

Verurteilung franzöſiſcher Kriegsgefangener.
W. T. B. München, 9. Febr. Das Kriegsgericht der Land

wehrinſpektion München verurteilte die franzöſiſchen Kriegs-
gefangenen Korporal Léon Foſſey und Soldat Louis
Henon vom 1. franzöſiſchen KolonialJnfanterie-Regiment, die
am 9. Dezember aus dem Kriegsgefangenendepot in Puchheim
entflohen, einige Tage ſpäter von der Grenzſchutzwache in der
Nähe von Lindau angehalten und zurückgeliefert wurden, wegen
erſchwerter unerlaubter Entfernung im Felde, erſteren zu 9
Monaten, letzteren zu 8 Monaten Gefängnis. Das Ausſehen
der Gefangenen zeigte, daß die Verpflegung im Gefangenen
lager gut iſt.

Die Erfüllung der Aufgaben
der Kriegsgetreidegeſellſchaft.
Durch einen Beamten der Kornhaus-Genoſſenſchaft zu Halle

(Saale) ſind mir heute eine Reihe von Wünſchen vorgetragen
worden, welche ſeitens eingelner Landwirte dem fraglichen Herrn
während ſeiner Aufkaufstätigkeit in den letzten Tagen geäußert
worden ſind.

Die Wünſche erſtrecken ſich in erſter Linie auf eine Be
ſchleunigung der Dispoſitionserteilung, d. h. auf eine Beſchleuni

g der Abholung der für die Zwecke der Kriegsgetreide-Ge-faſt gekauften Getreidevorräte.
o ſehr dieſer Wunſch für jeden einzelnen berechtigt er-

cheint, ſo unmöglich iſt ſeine ſofortige Erfüllung. Man denke
nur, daß durch eine Bundesratsverordnung, von deren Er

cheinen vorher niemand etwas geahnt hat, ein Eingreifen in
ie internſten Wirtſchaftsverhältniſſe jedes einzelnen Landwirkes

erfolgt iſt und daß die Regelung des Ankaufes, der Bezahlung
und des Abholens, ſowie richtiger frachtparitätiger Dispoſition
der Getreidemengen nunmehr innerhalb weniger Wochen erledigt
werden ſoll!

Eine Arbeit, die in normalen Zeiten ſich auf viele Monate
erſtreckte, muß jetzt innerhalb weniger Wochen erledigt werden!
Die Kriegsgetreide-Geſellſchaft, welche für die Beſchaffung des
Getreides dem Staat gegenüber eine ungeheure Verantwortungs-
laſt zu tragen hat, muß ſelbſtverſtändlich den Ankauf und die
weitere Erledigung nach ganz beſtimmten Richtſchnuren regeln.
Der hohe und nationale Zweck der der Kriegsgetreide- Geſellſchaft
geſtellten Aufgaben macht es einfach unmöglich, daß jeder Spezial-
wunſch des einzelnen Landwirtes in erſter Linie berückſichtigt
wird, die Hauptſache iſt doch, daß der Endzweck erreicht
wird, nämlich, daß das deutſche Vaterland in der Lage iſt, den
germaniſchen Vettern jenſeits des Kanals auf wirtſchaftlichem
Gebiete endgültig zu trotzen und ihnen zu zeigen, daß der deut-
ſche Michel ſich nicht aushungern läßt.

Wenn es ſich um eine Aufgabe mit ſo hohen Zielen handelt,
ſo kann auf keinen Fall ein einzelner Landwirt, der mit dem
Dreſchen begonnen hat oder ſonſt ſeine vorhandenen Vorräte
gern zu Gelde machen will, das Anſinnen an eine derartige
Organiſation ſtellen, nun binnen 24 Stunden eine volle Ab-
wicklung dieſes Geſchäfts wie in Friedenszeiten zu er-
warten. Es heißt hier gemeinſame und einheitliche Arbeit
leiſten! Wenn dann ein jeder hier und da auch wirtſchaftlich
einmal ein kleines Opfer bringt, ſo wird das Gelingen der hohen
und ſchönen Aufgabe, das deutſche Volk dauernd bis zur neuen
Ernte zu verſorgen, für unſere Landwirte ſpäter der ſchönſte
Lohn ſein.

Aus der Fülle der Schwierigkeiten will ich nur einmal die
Sackfrage herausgreifen:

Die Zufuhr an Rohjute iſt geſperrt; die Militärverwaltung
hat alle noch vorhandenen Jutevorräte und neuen fertigen Säcke
ſchon vor mehreren Monaten beſchlagnahmt, damit unſere tap-
feren Soldaten, welche ihren Kameraden Nahrung in die
Kampfeslinie herbeiſchaffen, ſich nicht mit alten und zerriſſenen
Säcken herumplagen müſſen. Es herrſcht infolgedeſſen eine große
Knappheit an Säcken. Gewiß werden die nötigen Füllſäcke all-
mählich herbeigeſchafft werden, aber im Handumdrehen iſt das
nicht auszuführen.

Es iſt deshalb hier wohl auch Pflicht jedes einzelnen, die
in ſeinem Betriebe einigermaßen entbehrlichen Füllſäcke zur
Abſendung des vorhandenen Getreides zu ſtellen. Wird doch
hierfür eine Vergütung, welche von der Kriegsgetreide-Geſell-
ſchaft feſtgeſetzt iſt, bezahlt. Auf der anderen Seite iſt es viel
leicht jedem einzelnen leicht möglich, bei Sackleih-Jnſtituten, mit
denen er bisher in Verbindung ſtand, oder mit Wirtſchaften,
welche über größere Beſtände in Säcken noch verfügen, bei Be-
ſchaffung des nötigen Sackmaterials mitzuhelfen.

Härten ſind in einzelnen Fällen unvereinbar, aber jeder
Betroffene denke daran, daß unſer Vaterland von bewaffneten
Feinden umgeben iſt; ein jeder einzelne arbeite daher daran mit,
das große Werk zu vollenden, und laſſe in Anbetracht der ent-
ſtandenen Schwierigkeiten Sonderintereſſen und Sonderwünſche
hinter ſich. Der deutſche Landwirt ſei überzeugt, daß die
Kriegsgetreide-Geſellſchaft, ebenſo wie die von ihr mit der ge
ſchäftlichen Abwicklung betrauten Organe ſich die erdenklichſte
Mühe geben, das große Ziel unter Vermeidung von Härten ſo
ſchnell und ſo gründlich zu erreichen, ſoweit dies menſchen-
möglich iſt.

Aſſeſſor Scheerbarth,
Syndikus der Zentral-Genoſſenſchaft, Halle a. S.

Provinz Sachſen und Umgebung.
Träger des Eiſernen Kreuzes

Mit dem Eiſernen Kreuz wurde der Pionier- Unteroffizier
St einmetz, der an den Kämpfen im Argonnenwalde, und
der Feldwebelleutnant Gröbe, der an den Kämpfen in Gali-
zien teilnimmt, ausgezeichnet. Beide ſtammen aus Teuchern.

Poſtaſſiſtent Wilhelm Herdol, Sohn des verſtorbenen
Schloſſermeiſters Herdol in Brehna, Feldwebelleutnant im
Landw.-Jnf.-Regt. Nr. 35, erhielt auf dem weſtlichen Kriegs-
ſchauplatze das Eiſerne Kreuz 2. Klaſſe.

Auszug aus den Ausgaben Nr. 355——357 der Deutſchen
Verluſtliſten betreffend Angehörige des Saalkreiſes.
Füſilier- Regt. Nr. 36, 2. Komp.: Reſerviſt Richard Engel-

hardt aus Nietleben, leicht verwundet. Jnf.-Regt. Nr. 72,
6. Komp.: Reſerviſt Franz Brode aus Deutleben, leicht ver-
wundet. Füſilier-Regt. Nr. 73, 11. Komp.: Reſerviſt Albert
Schulze aus Lieskau, uisher vermißt, gefallen. Jnf.Regt.
Nr. 93, 5. Komp.: Musketier Albert Hammer aus Hohen-
thurm, leicht verwundet. Reſ.-Jnf.-Regt. Nr. 107, 5. Komp.:
Soldat Otto Hüther aus Könnern, bisher ſchwer verwundet,
befindet ſich in franz. Gefgſch., Pouillac. Reſ.-Jnf.-Regt. Nr.
231, 4. Komp.: Kriegsfreiwilliger Hugo Werner aus Köbejün,
leicht verwundet. Maſchinengewehr Zug 2: Reſerviſt Otto
Tettenborn aus Dieskau, ſchwer verwundet; 7. Komp.:
Unteroffizier Albert Hädicke aus Könnern, leicht verwundet;
Wehrmann Otto Schlager aus Döllnitz, leicht verwundet.
Reſ.-Jnf.-Regt. Nr. 232, 10. Komp.: Gefreiter Karl Fehſe aus
Burg b. Reideburg, leicht verwundet. 1. LandſturmJnfanterie-
Bataillon Leipzig, 3. Komp.: Landſturmmann Karl Hach aus
Wettin, ſchwer verwundet.

X Aus dem Saalkreiſe, 9. Febr. (Noch keine Nach-
teile für unſere Winterſaaten.) Die lagernde Schnee-
decke bei Eintritt der ſtrengeren Froſtperiode bot hinreichenden
Schutz für unſere Winterſaaten, ſodaß Nachteile für ſie nicht
eingetreten ſind. Das Tauwetter am Tage, bei welchem die
wärmenden Sonnenſtrahlen die Schneedecke teilweiſe hinweg-
leckten und der Froſt während der Nacht, welcher auf den frei
gewordenen Stellen wieder Eiskruſten hervorzauberte, ließen in
land wirtſchaftlichen Kreiſen ſpäter Befürchtungen wach werden.
Dieſe Wechſelwitterung war jedoch von ſo kurzer Dauer, daß
Auswinterungsverhältniſſe nicht eingetreten ſind, letztere ſind erſt
dann zu befürchten, wenn ſich im März abwechſelnd Tauen und
Frieren einſtellt, weil dadurch eine Bodenhebung eintritt, die ein
Abreißen der Saugwürzelchen der Pflanzen bewirkt und letzteren
dadurch die Nahrungszufuhr mangelt, wodurch ſie abſterben und
verkümmern. Hiervon kann jedoch bis jetzt noch keine Rede ſein.

D Eisleben, 9. Febr. (Tot aufgefunden) wurden
heute vormittag in ihrer Wohnung Glockenſtraße 11 die Hebamme
Frau Thiemer und ihre 18jährige Nichte. Jnfolge eines Gas-
rohrbruches im Nebengrundſtück war von dort aus Gas in die
Zimmer der Frau Thiemer eingedrungen. Die bedauernswerte
Frau war ruhig eingeſchlafen, während das junge Mädchen offen-
bar erſt nach furchtbarem Todeskampf verſchieden iſt.

viſchleben, 9. Febr. (Von Einbrechern) heimgeſuch.
wurde das an der Erfurt--Arniſtädter Chauſſer einzeln elegene
Schumannſche Gaſthaus. Nach den Spuren im Schnee ſind die
Einbrecher mit einem Handwagen erſchienen und in den Saal
eingeſtiegen. Die Beute der Diebe, die mir der Oertlickfeit genau
vertraut ſein müſſen, iſt ſehr beträchtlich. Außer Wurſt und
Jriles in größerer Menge fehlen Wäſcheſtücke im Werte von 400

ark, ebenſo ein wertvoller WinterUeberzieher Sogar die
Fenſtervorhänge im Saal haben die Spitzbuben abgerißen und
mitgenommen.
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k. Zerbſt, V. Febr. (Die Kriegsfriedhöfe. Kin-
dermord? Muſekmaniſche Ruſſen Ankunft
von Verwundeten.) Auf dem hieſigen Ghrenfried-
hof, der für die in Zerbſt verſtorbenen deutſchen Verwundeten
eingerichtet worden iſt, befinden ſich erſt fünf Gräber. Das
kommt daher, weil die Leiſkhen der hier verſtorbenen Verwundeten
ben den Angehörigen nach der Heimat abgeholt werden. Die
militäriſchen Angehörigen Zerbſter Bürger werden größtenteils
in den Familien- Grabſtätten beigeſetzt. Auf dem Friedhof für
verſtorbene Gefangene har die Zahl der Gräber 50 erreicht.
Das Dienſtmädchen Jda Schröter aus Zerbſt, das in agteburg
in Stellung war, iſt hier, weil ſie unter dem Verdacht des
Kindesmordes, den ſie in Magdeburg dadurch begangen
haben ſoll, daß ſie ihrem neugeborenen Kinde mit inem Taſchen-
tuch den Hals zuſchnürte, verhaftet worden. Am vergangenen
Sonackbend wurde eine grötzere Zahl von gefangenen Ruſſen, die
ſich zum Jslam bekennen, von hier fortgebracht und mittels
Sunderzuges nach dem Gefangenen und Sammellager in Zoſſen
tranportiert. Am Sonntag ſind hier wieder 37 Verwundete
vom öſtlichen Kriegsſchauplatze eingetroffen und in die hieſigen
Lazarette gebracht worden.

S Weimar, 9. Febr. Verlängerung der Amts
zeit der Landtagsabgeordneten.) Landtagsabge-
ordneter Reichmuth erklärte in einer Wahlverſammlung in
Apolda, daß die Großherzogliche Staatsregierung die Abfiht
hätte, durch ein Notgeſetz die Amtszeit der jetzigen Landtagsabge
ordneten um ein oder drei Jahre zu verlängern.

Aus Halle und Umgebung.
Halle- den 10. Februar.

Kriegführung und Kuchenbacken.

Der Miniſter für Handel und Gewerbe
hat unterm 31. Januar folgenden Erlaß an die Regie
rungspräſidenten gerichtet:

„Von verſchiedenen Seiten iſt bei mir angeregt worden, auf
Grund des S 9 Abſ. 3 der Bekanntmachung über die Bereitung
von Backware vom 5. d. M. das Bereiten von Kuchen auf einen
oder wenige Wochentage zu beſchränken. Jnsbeſondere iſt
eine ſolche Anordnung mehrfach für die Faſtnachtszeit als
erwünſcht bezeichnet worden. Obwohl auch ich die dafür ange-
führten Gründe für zutreffend erachte, halte ich es doch nicht
für zweckmäßig, eine ſolche Anordnung für das ganze
Staatsgebiet auf Grund des S 9 a. a. O. zu treffen. Denn eine
Anordnung auf dieſer rechtlichen Grundlage würde nur für die
Bäckereien und Konditoreien gelten, aber alle ſonſtigen Betriebe,
insbeſondere die land- und hauswirtſchaftlichen, unberührt laſſen.
Es würde auch nicht wohl möglich ſein, von ihr einzelne Zweiback-,
Kakes, Biskuit- und ähnliche Fabriken auszunehmen, obwohl
eine ſolche Ausnahme in manchen Fällen angezeigt erſcheinen
könnte. Dagegen bietet S 36 der Bekanntmachung über die Re-
gelung des Verkehrs mit Brotgetreide und Mehl vom 25. d. M.
einen um das Ziel unter Vermeidung der bezeichneten Un-
zuträglichkeiten zu erreichen. Er ermächtigt die Kommunal-
verbände und die Gemeinden, denen die Regelung ihres
Verbrauchs übertragen iſt, das Bereiten von Kuchen zu
verbieten oder einzuſchränken. Ein auf Grund
dieſer Beſtimmung erlaſſenes Verbot wurde an und für ſich für
alle Betriebe, auch die hauswirtſchaftlichen, Geltung haben und
würde andererſeits doch einige Unternehmungen, wie z. B. eine
Kakes- oder Zwiebackfabrik, von ſeiner Anwendung ausdrücklich
ausnehmen können. Jch erſuche Sie,hiernach alsbald zu prüfen,
ob Sie für Jhren Bezirk oder Teile davon eine Anordnung auf
Grund des S 36 der Bekanntmachung vom 25. d. M., ſei es
dauernd, ſei es wenigſtens für die Faſtnachtszeit, für erforder-
lich halten, und in dieſem Falle die Kreiſe oder Gemeinden zu
einer entſprechenden Anordnung zu veranlaſſen. Eine ſolche
Anordnung würde ſchleunigſt erlaſſen werden müſſen, damit die
Bäcker und Konditoren die ſonſt erforderlichen Anſchaffungen
unterlaſſen.“

Wenn der Verbrauch von Brot auf wöchentlich 2 Kilo
und Kopf der Bevölkerung feſtgeſetzt wird, ſo müßte auch
für den Kuchenverbrauch eine Höchſtgrenze beſtimmt werden.

Aus den Vereinen.
Halleſcher Lehrerverein. Jn der Hauptverſammlung, die vor

kurzem im „Reichshof“ ſtattfand, gedachte der Vorſitzende des
verſtorbenen Univerſitäts-Turnlehrers G. Feſſel, ſowie der auf
dem Felde der Ehre gefallenen Mitglieder M. Müller und K.
Hoppe mit Worten ehrenden Gedenkens. Sodann erſtattete er
den Jahresbericht. Der Halleſche Lehrerverein hatte zu Beginn
des Vereinsjahres 528, am Ende 532 Mitglieder. 140 Amts-
genoſſen ſind zum Heere einberufen, 7 ſind den Heldentod fürs
Vaterland geſtorben „eine große Zahl iſt mit dem Eiſernen Kreuz
ausgezeichnet worden. Die Vereinsarbeit wurde in 11 Vereins-,
7 Vertrauensmänner-, 21 Vorſtands- und zahlreichen Aus
ſchußſitzungen erledigt. Jm erſten Halbjahre wurde zu den
wichtigſten zeitgemäßen Fragen der Schulpolitik und Pädagogik
Stellung genommen. Jn zwei Eingaben wurden dem Magiſtrat
Wünſche betreffend Ausgeſtaltung des neuen Spielplatzes auf der
Peißnitz und Entſendung von Vertretern zur Deutſchen Lehrer-
verſammlung unterbreitet; beide Wünſche wurden erfüllt. Der
Krieg ſtellte dem Verein neue Aufgaben. Jn einigen Verſamm-
lungen wurden Vorträge über die Wurzeln des Weltkrieges,
Panſlavismus und deutſches Weſen gehalten. Der Verein be
teiligte ſich an den Sammlungen für Kriegswohlfahrt. Erſpenkete bis jetzt 13 100 Mark für Kriegshilfe. Der Bericht
erſtatter wies ſodann auf die bedeutſamen weltgeſchichtlichen Er
eigniſſe hin. Die Schule habe an den großen Erfolgen auch mit
teil. Jn keinem Lande ſteht die Volksbildung auf einer ſo hohen
Stufe wie in Deutſchland. Nach dem Kriege werden für die
Schule neue Aufgaben zu löſen ſein; notwendig ſei deshalb die
Einigkeit der deutſchen, insbeſondere der preußiſchen Lehrer-
ſchaft. Der Deutſche Lehrerverein habe ſich große Verdienſte
erworben, daß er als erſter die Beſeitigung der Ausnahmeſtellung,
die die Lehrerſchaft lange Zeit beim Militär einnahm, erfolgreich
anſtrebte. Nachdem der Vorſitzende noch der im Felde ſtehenden
Amtsgenoſſen mit herzlichen Wünſchen gedacht hatte, ſchloß er
ſeinen mit Beifall aufgenommenen Bericht mit dem Wunſche fur
einen ehrenvollen, dauernden Frieden zum Segen des deutſchen
Volkes, des Vaterlandes und der Schule. Nach der Rechnungs
legung durch den Kaſſenführer Herrn Weſtram hatte die Kaſſe
einen Ueberſchuß von 650 Mark. Die neue Sammlung für
Kriegswohlfahrt hatte ein Ergebnis von 4600 Mark. Es wurden
bewilligt für Liebesgaben an die Truppen 1500 Mark, für Wolle
und Strickarbeiten der Volksſchüler 300 Mark, für die National-
ſtiftung 1000 Mark, für den hieſigen und einen auswärtigen
Lazarettzug 700 Mark, für geflüchtete Oſtpreußen in Halle 300
Mark, für die Unterſtützungskaſſe des Lehrervereins 500 Mark,
für verwundete Standesperſonen in hieſigen Lazaretten 300
Mark. Es wurde einſtimmig beſchloſſen, ſofort eine neue Samm-
lung zu veranſtalten, deren Ergebnis lediglich zu Liebesgaben
für die tapferen Kämpfer des Heeres und der Flotte verwendet
werden ſoll. Zum Schluß wurde der bisherige Vorſtand wieder

wählt. Er beſteht aus folgenden Herren: Saupe, Vorſitzender;Ferbſt ſtellv. Vorſitzender; A. Koch, G. Müller und Plönnigs,

Schriftführer; Weſtram, l Kaetzel, Bücherwart;
Redsloh, Feſtleiter; Leonhard, Lorenz und Thomas, Beiſitzer.

Der Kriegerverein zu Halle a. S. ehrte in ſeiner Monats
verſammlung das Andenken ier verſtorbenen Mitglieder, da
runter eins, das auf dem Felde der Ehre gefallen war. Berichtet
wurde von der Beförderung mehrerer im Felde befindlicher Mit
glieder, ferner aus einer großen Zahl von Feldpoſtbriefen und
arten mit Dankſagungen für Liebesgaben. Für das Vereins- Mehlmarkt ſind keine Verzögerungen eingetreten.

muſeum wurden wieder zwei alte Kricgsgewehre geſtiftet. Nach
der Verſammlung fand ein geſelliges Zuſammenſein mit der
Frauengruppe des Vereins ſtatt.

Aus dem Gerichtsſaal.
Strafkammer.

Die falſche Krankenſchweſter als Hochſtaplerin.
Anfang November vorigen Jahres wurden in Berlin durch

eine falſche Krankenſchweſter Betrügereien ausgeführt, ohne daß
man der Schwindlerin habhaft werden konnte. Unter anderem
erſchien eine Schweſter in der Tracht der Johanniterinnen in
einer Kinderbewahranſtalt und ſtellte ſich als Sekretärin des
Vaterländiſchen Frauenvereins vor. Bei dieſer Gelegenheit be
merkte ſie, daß von dem Fleiſchermeiſter Otte Wurſtwaren für
die betreffende Anſtalt geliefert wurden. Sofort war ihr Ent-
ſchluß gefaßt. Sie ging zu dem betreffenden Fleiſchermeiſter und
beſtellte Fleiſchwaren für die betreffende Anſtalt. Für ungefähr
5 Mk. Wurſtwaren nahm ſie gleich mit, die dann am Abend ver
rechnet werden ſollten. Da die Schweſter ſehr ſicher auftrat und
vorgab, daß die Kinder am Abend geſpeiſt werden ſollten, ſetzte
man keinen Zweifel in die Richtigkeit dieſer Angaben. Jn
Halle machte ſich ebenfalls eine Krankenſchweſter in der Johan
nitertracht nach und nach der Polizei verdächtig. Sie wohnte
in einem der beſten hieſigen Gaſthäuſer und hatte ſich als Jlſe
von Temski in die Fremdenbücher eingetragen. Unter dieſem
Namen erhielt ſie auch eine ganze Reihe von Briefen hochge-
ſtellter Perſönlichkeiten. Jlſe von Temski hatte ſich ein Buch
verſchafft, mit deſſen Hilfe ſie in der Stadt bei nornehmen Leuten
Beiträge für das Rote Kreuz ſammelte. Um die Geber in
Sicherheit zu wiegen, hatte ſie auf einer Polizeiwache 1,80 Mk.
als erſten Beitrag zeichnen laſſen. Als ſich der Verdacht, daß
es ſich um eine Betrügerin handele, mehr und mehr verdichtete,
ſchritt man zur Verhaftung der „Schweſter“. Jn dem Buche
war nun eine ganze Reihe von Geldbeträgen in der Geſamt-
höhe von ungefähr 160 Mk. e Bei ihrer Verhaftung
und Einlieferung in das Unterſuchungsgefängnis ließ ſie ſich
auch hier, trotzdem ſie darauf aufmerkſam gemacht wurde, daß,
wenn ſie einen falſchen Namen angeben würde, ſie ſich der in-
tellektuellen Urkundenfälſchung ſchuldig mache, als Jlſe von
Temski eintragen. Außerdem gab ſie an, ein größeres Guthaben
bei einer Frankfurter Bankfirma zu beſitzen. Bei ihrer Unter-
ſuchung durch den Gerichtsarzt erklärte ſie, in Rußland durch
einen Bruſtſchuß verwundet worden zu ſein. Auch ſonſt machte
ſie allerhand phantaſievolle Angaben. Bei näherer unterſuchung
ſtellte ſich heraus, daß alle dieſe Angaben glatt erfunden waren.
Ermittelt wurde, daß die „Schweſter“ Jlſe von Temski eine
Mamſell Mandelkow aus Oſtpreußen war. Sie war früher
bei Herrn von Temski als Mamſell tätig geweſen und kannte
daher die Fa milienverhältniſſe ſehr genau. Die echte Jlſe von
Temski iſt tatſächlich Krankenſchweſter und ſoll auch wirklich bet
einem Gefecht verwundet worden ſein.

Jn der Verhandlung vor der Strafkammer ſtellte ſich heraus,
daß die Angeklagte wegen eines Diebſtahls Ende Oktober vorigen
Jahres vom Berliner Schöffengericht zu einer Gefängnisſtrafe
von 5 Tagen verurteilt worden war. Um dem Abſitzen dieſer
Strafe zu entgehen, ging ſie, nachdem ſie in der Tracht der
Schweſtern in Berlin noch einige Schwindeleien verübt hatte,
nach Halle. Die Angeklagte macht einen vornehmen Eindruck und
ſpricht guch jetzt mit etwas matter, ſo doch gebildeter Stimme.
Sie erklärt, den größten Teil des Geldes, und zwar über 100
Mark, zum Ankauf von Wollſachen verwendet zu haben, die ſie
teilweiſe, ohne ihren Namen zu nennen, dem Roten Kreuz und
der Sammelſtelle für die flüchtigen Oſtpreußen zur Verfügung
ſtellte. Tatſächlich konnte trotz Nachforſchungen hierüber bei den
in Betracht kommenden Sammelſtellen nichts ermittelt werden.
Der Staatsanwalt betonte, daß es ein freventliches Beginnen ſei,
die Mildtätigkeit, die man jetzt den Kriegern, die das Vaterland
verteidigen, erwieſe, für ſich ſelbſt zu mißbrauchen, um ein flottes
Leben führen zu können. Für den Betrug bei Fleiſchermeiſter
Otte, den fortgeſetzten Betrügereien in Halle und der intellek-
tuellen Urkundenfälſchung beantragte er eine Geſamtſtrafe von
9 Monaten Gefängnis. Die Angeklagte beteuerte unter LTränen,
daß ſie nicht bei Fleiſchermeiſter Otte geweſen ſei, wenn ſie auch
zugibt, daß in Berlin noch verſchiedene Ermittelungsverfahren
gegen ſie ſchweben, weil ſie auch dort in der Tracht der Schweſtern
Betrügereien ausgeführt hat.

Das Gericht hielt die Angeklagte des Betruges bei Fleiſcher-
meiſter Otte nicht für überführt, verurteilte ſie aber trotzdem der
fortgeſetzten Betrügereien in Halle und der intellektuellen Ur-
kundenfälſchung wegen zu 9 Monaten Gefängnis, mit der Be-
gründung, daß ſolche Perſonen, die die öffentliche Wohltätigkeit
mißbrauchen, nicht hart genug beſtraft werden können.

Börſen- und Handelsteil.
Erfreulicher Reichsbankausweis.

Berlin, 9. Febr. Hinſichtlich des Goldbeſtandes kann
der Reichsbankausweis als recht erfreulich bezeichnet werden, da
der Goldzufluß faſt das Doppelte wie in den Vorwochen beträgt.
Der neue Goldzuſtrom ſtammt lediglich aus dem inneren Ver
kehr, und alle gegenteiligen Behauptungen des
feindlichen Auslandes gehören in das Reich der
Fabel. Durch die Zunahme des Goldbeſtandes hat ſich der
Silberbeſtand auf 45,9 Millionen Mark, und der Beſtand an Dar-
lehnskaſſenſcheinen um 19,6 Millionen Mark und um weitere
45,2 Millionen Mark vermindert, weil eine weitere Entlaſtung
der Darlehnskaſſen ſtattgefunden hat. Der Geſamtbeſtand der
Reichsbank an Darlehnskaſſenſcheinen beträgt nur noch 194,5
Millionen Mark, ein Beweis dafür, wie töricht auch hier wieder
die Bemerkungen des feindlichen Auslandes ſind, daß die Aktions-
kraft der Reichsbank durch die Darlehnskaſſenſcheine weſentlich
gehoben worden ſei. Von dem Notenumlauf entfallen 2074 Milli-
vnen Mark oder 18 Millionen Mark mehr als am 30. Januar
auf kleine Noten. Die Golddeckung der Noten beträgt 47 9
gegen 46,4 9, die Deckung der Noten durch Barvorrat 52,3
gegen 53,2 96 und die Deckung ſämtlicher täglich fälligen Ver-
bindlichkeiten durch Gold 35,9 gegen 35,4 in der Vorwoche.

Börſenſtimmungsbild.
W. T. B. Berlin, 9. Febr. Jm freien Börſenverkehr war die

Stimmung recht zuverſichtlich. Jnfolge des guten Eindrucks,
den die Nachricht von dem Vormarſch der türkiſchen Truppen
gegen den Suezkanal machte. Für Rentenwerte herrſchte Kauf
luſt, der Kursſtand erfuhr aber keine Veränderungen. Ruſſi-
ſche Prioritäten waren niedriger angeboten. Jn Jnduſtriewerten
waren die Kursänderungen im allgemeinen weniges erheblich, als
man bei dem recht angeregten Geſchäft erwarten ſollte. Einige
Prozent gewannen Daimler, ferner waren Oberſchleſiſche Koks
werke und Oberſchleſiſche Eiſeninduſtrie zu hohen Kurſen begehrt.
Auch Bismarckhütte wurde lebhaft gehandelt. Von Bergwerks-
Aktien bevorzugte man Phönix, ferner ſtellten ſich die Aktien der
Aluminiuminduſtrie höher als die unveränderte Dividende von
20 Die Deviſenkurſe blieben feſt, insbeſondere holländiſche
und nordiſche. Geld unverändert leicht.

Getreidebericht.
W. T. B. Berlin, 9. Febr. Während die r nach Hafer

immer dringender wird, bleiben die Zufuhren andauernd ſehr
gering, ſodaß die Pferdebeſitzer in eine ſehr ernſte Lage kommen.
Hafer iſt nur in ganz geringen Quantitäten gehandelt. Zuckerfutter wurde zu denſelben Kreiſen umgeſetzt wie geſtern. Am

Der Handel

in Weizenmehl hat ganz aufgehört. h war dringend
ghrdt- beſonders von den füddeutſchen Jntereſſenten. Wetter

n.

Schluß der Londoner Wollauktion,
London, 6. Febr. Für Merinowolle herrſchte zwiſchen hei-

miſchen und amerikaniſchen Käufern guter Wettbewerb; auch
ſeitens Frankreichs wurden ziemlich beträchtliche Quantitäten
angekauft. Geringe Sorten waren 20——25 mittlere 15 und
feine Sorten 5--10 höher gegen die letzte Serie. Für Eroß-
breds war die Nachfrage befriedigend, mit Ausnahme von fein
ſten Qualitäten. Greaſys notierten 216-5 5 niedriger; andere
Croßbreds 735-10 höher. Cape Scoureds 15-—20 und
Greaſis 5--10 höher gegen die letzte Serie. Zum Verkaufe
r 10 967 Ballen, davon ſind ſpäter ungefähr 200 Ballen
zurückgezogen worden. Die nächſte Serie in dieſem Jahre beginnt
am 23. Februar.

Oppelner PortlandCement Fabriken vorm. Grundmann.
Der Aufſichtsrat ſchlägt die Verteilung einer Dividende von

*6 Pro z. gegen 10 Proz. im Vorjahr vor.

Letzte Telegramme.
Die Deutſchen vor Warſchau.

W. T. B. Berlin, 10. Febr. Zu dem Vorſtoß gegen
Warſchau bringen Morgenblätter die von polniſchen Organen der
„Nowoje Wremja“ entnommene Meldung, daß die Deutſchen
bereits an mehreren Punkten die ruſſiſchen Stellungen
vor Warſchaudurchbrochen hätten.

Heftiger Kampf um die belgiſche Küſte.
W. T. B. Berlin, 10. Febr. Der Kampf um die belgiſche

Küſte, iſt, wie der „Rundſchau“ zufolge „Daily Chronicle be
richtet, erheblich ſtärker und lebhafter geworden und auf beiden
Seiten wird eine fieberhafte Tätigkeit entwickelt. Es habe den
Anſchein, als ob die Verbündeten angeſichts des am 18. Februar
beginnenden Unterſeebvootkrieges die größtmöglichen Anſtrengungen
machen, um in den Beſitz der belgiſchen Küſtenſtrecke zu kommen.

Amerikaniſcher Einſpruch gegen die mißbräuchliche Führung
der amerikaniſchen Flagge in Sicht?

W. T. B. Berlin, 10. Febr. Aus NewYork meldet ein
Mailänder Blatt der „Poſt“ zufolge, daß ein Antrag im
Senat eingegangen ſei auf Einſpruch des Staatsdepar-
tements gegen die mißbräuchliche Führung
der amerikaniſchen Handelsflagge durch
fremde Kauffahrteiſchiffe.

Eine Sperrung des engliſch-holländiſchen Kabels.
W. T. B. Berlin, 10. Febr. Verſchiedenen Morgen-

blättern wird aus dem Haag von geſtern über eine
Sperrung des engliſch-holländiſchen Kabels berichtet.
Während des ganzen Tages iſt über das engliſch- holländiſche
Kabel nicht eine einzige Meldung in Holland eingelaufen.
Die Erſcheinung iſt um ſo merkwürdiger, als nach Er-
kundigung an zuſtändiger. Stelle keine Störung der Kobel-
linie vorliegt. Es ſeien zweierlei Vermutungen aufge-
taucht: Einmal die, daß das Kabel von der Regierung für
ihren Meinungsaustauſch mit den Vereinigten Staaten
voll in Anſpruch genommen ſei, und dann die andere, daß
eine Sperrung des Kabels durch England vorliege, um Mit
teilungen über die engliſchen Truppentransporte nach
Holland zu verhindern.

Schweres Automobilunglück.
W. T. B. Eſſen (Ruhr), 10. Febr. Nachts 2 Uhr 5 Min.

durchführ ein mit fünf Fahrgäſten aus Gladbeck beſetztes
Eſſener Droſchkenauto auſ der Fahrt von Eſſen nach Gladbeck
die geſchloſſene beleuchtete Schranke der Eiſenbahnſtrecke Voge!
heim Alteneſſen an der Kreuzung Eſſen--Horſterſtraße in
Alteneſſen. Das Auto wurde von einem von Vogelheim nach
Alteneſſen fahrenden Güterzuge erfaßt. herumgeſchleudert und
teilweiſe zertrümmert. Der neben dem Chauffeur ſitzende Hotelier
Dvechmann aus Gladbeck ſprang im Augenblick des Zuſammen-
ſtoßes aus dem Auto, wurde vom Zuge überfahren und getkötet,.
Der Chauffeur und die. übrigen vier Fahrgäſte blieben unber-
letzt. Die Unterſuchung iſt eingeleitet.

Verantwortlich:
für Politik und Vermiſchtes: M. Ebeling; für Oertliches, Ge-
richtsſaal, Kunſt und Kongreſſe: H. Mieſchner; für Provinz
Handel, Feuilleton und Allgemeines: G. P. Kohlmann; für den
Anzeigenteil: K. Steinhauf.

Sprechſtunden von 10 bis 1 Uhr.
Alle die Schriftleitung betreffenden Zuſchriften ſind nicht

perſönlich oder an die Geſchäftsſtelle bzw. den Verlag, ſondern
lediglich an die

„Schriftleitung der Halleſchen Zeitung in Halle (Saale
zu richten.

FamilienNachrichten.

Statt besonderer Anzeige.
Gestern abend 61 Uhr entschlief sanft nach S

kurzem schweren Krankenlager mein invigst geliebter
Mann, unser treusorgender Vater, der Kaufmann

Adolf Böning
in seinem 50. Lebensjabre.

In tiefem Schmerz

Sophie Böning nebst Kinder.
Halle (Saale), den 8. Februar 1915.
Die Beerdigung findet Mittwoch nachm. 4 Ubr

von der Kapelle des Südfriedhofes aus statt.
Beileidsbesuche dankend abgelehnt. (357

Fär die Beweise liebevoller Teilnahme beim
Hinscheiden unseres lieben Sohnes, Bruders
und Schwagers

Hugo Mensdorf,
sagen wir unseren herzlichsten Dank.

Im Namen der Hinterbliebenen:

B. Mensdorf.
Brebna, den 9. Februar 1915. 364
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